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LangeWarteschlangen am Flug-
hafen, gestresste Passagiere an
der Sicherheitskontrolle – das
gehörte in den vergangenen Jah-
ren zurHauptreisezeit fast schon
zum Alltag. Und auch diesen
Sommer müssen sich Passagie-
re am Flughafen Zürich auf teils
lange Wartezeiten einstellen,
wenn sie zu den Stosszeiten am
Morgen, zuMittag und amAbend
fliegen.

Bereits im Mai mussten Pas-
sagiere in Zürich länger als sonst
üblichwarten, bis sie die Schleu-
sen passieren konnten. «Unser
Ziel ist, dass 90 Prozent der
abfliegenden Passagiere vor der
Sicherheitskontrolle nicht länger
als zehn Minuten warten müs-
sen», erklärt Flughafen-Chef
Lukas Brosi. Dieses Ziel sei zu-
letzt jedoch nicht erreicht wor-
den: «Im Mai haben 90 Prozent
der Passagiere knapp zwanzig
Minuten gewartet.»

Der Flughafen ist abhängig
von der Kantonspolizei
Das verärgert nicht nur die Rei-
senden, sondern auch dieHaupt-
kundindes Flughafens,die Swiss.
«Wir sind von diesen langen
Schlangen auch überrascht, die
sich bereits jetzt, noch vor Som-
merferienbeginn, am Flughafen
Zürich präsentieren», sagte
Swiss-Operationschef Oliver
Buchhofer in einem Interviewmit
den Zeitungen von CH Media.
«Wir erwarten, dass sich das in
den kommenden Wochen und
Monaten bessert. Denn wenn
Zürich nicht funktioniert, hat un-
sergesamtes SystemdenHitzgi.»
Die Lage sei derzeit angespannt.

Für Flughafen-Chef Brosi
bedeutet das, dass er einen un-
glücklichen Start im neuen Job

hingelegt hat: Er hat diesen erst
im Mai von Vorgänger Stephan
Widrig übernommen. Zuvorwar
Brosi Finanzchef des Unterneh-
mens gewesen.

Rasche Besserung ist in der
Warteschlangen-Problematik
nicht in Sicht. Grund dafür sind
Personalengpässe bei der Sicher-
heitskontrolle. Die übernimmt
die Kantonspolizei. Das wurde
bei der Privatisierung des Flug-
hafens im Jahr 2000 so festge-

legt. Externes Personal – etwa
von privaten Sicherheitsfirmen
– kann der Flughafen Zürich da-
her für die Passagierkontrolle
nicht rekrutieren. Er ist abhän-
gig von der Kantonspolizei.

Mit dieser arbeitet der Flug-
hafen nun zusammen, um Lö-
sungen zu finden.Doch das gehe
nicht von heute aufmorgen, sagt
Flughafen-Chef Brosi: «Die Re-
krutierung von weiteren Mitar-
beitenden bei der Kantonspoli-

zei und der Einsatz modernerer
Kontrollscanner zum Beispiel
werden noch einige Zeit in An-
spruch nehmen.»

Eine Sprecherin der Kantons-
polizei erklärte, die Ausbildung
vonneuen Sicherheitskräften sei
invollemGange. «Zwei Lehrgän-
ge sind abgeschlossen, aktuell
läuft ein Lehrgang,und zweiwei-
tere folgen im Laufe des Jahres.
Zudemwird zusätzliches, tempo-
räresAssistenzpersonal rekrutiert

und ausgebildet, das in den Som-
mermonaten die Vorbereitung
der Sicherheitskontrolle unter-
stützt.» Es sei derzeit jedoch
schwierig, geeignete Mitarbeite-
rinnenundMitarbeiter zu finden.
«Die Situation auf dem Arbeits-
markt ist angespannt.»

AmFlughafen Basel
soll es besser sein
Am Flughafen Basel ist die Situ-
ation anders. Dort sei der Flug-

hafen selbst für die Sicherheits-
kontrolle verantwortlich und
habe diese an ein anderes Unter-
nehmen übertragen, so eine
Sprecherin des Euro-Airports.
Das könne dann zurHauptreise-
zeit flexibel reagieren. «Die Per-
sonalressourcenwerden demBe-
darf angepasst,weshalb dieWar-
tezeiten in allerRegel nicht länger
als zwölf Minuten betragen.»

Ganz gefeit vor längerenWar-
tezeiten istman jedoch auch dort
nicht. «Wir erwarten für den sehr
herausfordernden Sommerbe-
trieb grundsätzlich funktionie-
rende Abläufe, wenn auch mit
Wartezeiten in Spitzenzeiten zu
rechnen ist», so der Flughafen
Basel.

Die angespannte Situation hat
Folgen für die Fluggäste: Der
Flughafen Zürich empfiehlt,
nicht zu knapp an den Flugha-
fen zu kommen. In Spitzenzei-
ten sei eine Vorlaufzeit von zwei
bis drei Stunden ratsam – aber
auch nicht länger. Dennwenn zu
viele Passagiere kämen, deren
Abflug erst in vier bis fünf Stun-
den stattfindet, könne das eben-
falls zu Problemen führen.

Wer in der Schlange bei der
Sicherheitskontrolle stehe, kön-
ne selbst zu einem raschen Ab-
lauf beitragen und sich bereits
beim Anstehen auf die Schleuse
vorbereiten: Der Flughafen Zü-
rich bittet die Passagiere, metal-
lischeGegenständewieGürtel ins
Handgepäck zu nehmen. Zudem
solle man Flüssigkeiten im vor-
gegebenen Plastiksack sowie
Laptops und Handys bereits aus
dem Handgepäck nehmen.

Und die Kantonspolizei hat
noch einen weiteren Tipp: «Wir
empfehlenReisenden,nur soviel
Handgepäckmitzuführen,wie die
Airlines erlauben.» Vielleicht
kannneben alldemauchnochdie
Vorfreude auf die Ferien zurEnt-
spannung beitragen?

Swiss verärgert: «Wir sind von diesen langen
Schlangen vor Ferienbeginn auch überrascht»
Flugverkehr Wegen Personalengpässen bei der Sicherheitskontrolle kommt es zu längerenWartezeiten.
Doch das Problem lasse sich nicht so einfach beseitigen, sagt der Chef des Flughafens Zürich.

Besserung ist nicht in Sicht: Im Mai warteten 90 Prozent der Passagiere am Flughafen Zürich fast zwanzig Minuten. Foto: Keystone

DasEidgenössischeFinanzdepar-
tement hat einen ersten ausführ-
lichenBericht zu einermöglichen
Regulierung der Grossbank UBS
veröffentlicht. Der 65 Seiten lan-
geBericht, überden als Erstes die
NZZ berichtet hat, stammt von
einer Autorengruppe unter der
Leitung von Manuel Ammann.

Ammann ist Finanzprofessor
an derUniversität St.Gallen – be-
kannt als HSG – und wird 2024
deren Rektor. Zudem ist er aka-
demischer Leiter desHSGCenter
forFinancial Services Innovation.

Dieses Engagement war Ende
März, als die freisinnige Finanz-
ministerin Karin Keller-Sutter
den Bericht in Auftrag gab, Aus-
löser für Kritik. Die «Wochenzei-
tung»hatte geschrieben,dass das
Center imRahmen eines Sponso-
rings über einen Zeitraum von
zehn Jahren zehnMillionenFran-
kenvon derCredit Suisse erhalte.

Dieser Umstand warf bei Be-
obachtern Fragen nach der Un-
abhängigkeit vonAmmann in der
Grossbankenfrage auf. Sowohl

Ammann als auch das Finanzde-
partement hielten denAuftrag für
unproblematisch.

Der nun vorliegende Bericht
zum«Reformbedarf in derRegu-
lierung von ‹Too big to fail›-Ban-
ken» kanndie Zweifel zumindest
nicht aus demWeg räumen.Am-
mannhält die einschneidendsten
Massnahmen für untauglich, die
bisherdiskutiertwurden und die
eine Rettung der UBS durch den
Staat verunmöglichen sollten.

«Gefährliches» System
So kritisiert Ammann imBericht
die Idee eines Trennbanken
systems, bei dem verschiedene
Bankeinheiten wie die Vermö-
gensverwaltung und das Invest-
mentbanking nach Funktion
voneinander separiert werden.
Selbst isolierte Einheiten könn-
ten nämlich systemrelevant sein,
so Ammann. Ein solches Modell
sei sogar gefährlich, da keine
Diversifikation von Risiken über
verschiedene Geschäftsbereiche
hinweg mehr möglich sei.

Auch eineAbgeltung der faktisch
bestehenden Staatsgarantie für
systemrelevante Banken hält
Ammann für nicht geeignet. Sie
könnte in seinenAugendazu füh-
ren, dass Bankmanager unange-
messene Risiken eingehen, weil
die negativen Folgen einesUnter-
gangs ihrerBankweniger schwer-
wiegend ausfallen würden.

In der Frage der prominent
diskutierten Boni-Beschränkun-
genkommtAmmannebenfalls zu
einemkritischen Schluss. Er sagt
vorher, siewürdenwohl zu einer
Erhöhung der Fixlöhne führen,
was die Bank imKrisenfallweni-
ger flexibler machen würde.

«Ausserdem garantieren solche
Massnahmen nicht, dass eine
Bank niemals in eine Krise gera-
ten kann, selbstwenn sie zurDis-
ziplinierung des Managements
beitragen», schreibt Ammann.

Er hält allerdings auch fest,
dass solche Vorgaben eine sinn-
volle Ergänzung der «Too big to
fail»-Regulierung darstellen
können. Er kritisiert im Bericht,
dass diese im Fall der Credit
Suisse nicht ausgereicht habe.

Anlagen als Garantien
Ebenso skeptisch stehtAmmann
einer Erhöhung der Eigenkapi-
talquote gegenüber. Eine solche
hat der Nationalrat an der aus-
serordentlichen Session Anfang
April beschlossen. Die UBS
müsste 100 Milliarden Franken
aufbringen, umdas Ziel zu errei-
chen.DieVorteile, die eine solche
Massnahme für die Stabilität der
Bank habe, könnten denWettbe-
werbsnachteil nicht aufwiegen.

Positiver sieht der St. Galler
Professor dagegen eine Bussen-

kompetenz der Finanzmarktauf-
sicht, sollte eine Bank gewisse
Vorgaben nicht erfüllen.

DengrösstenHebel fürdie Sta-
bilität derneuenUBSmacht er in
der Frage nach der Liquidität der
Bank aus.NationalbankundBun-
desrat hatten indenTagenvorder
Übernahme der Credit Suisse
durch dieUBS die Geldschleusen
geöffnet. Dabei kam auch eine
Staatsgarantievon 100Milliarden
zumEinsatz.Dies,weil die CS der
Nationalbank nicht genügend
werthaltige Sicherheiten bieten
konnte, um direkt von dieser
Liquidität zu erhalten.

Ammanns Vorschlag nun: Die
UBS solle ihreAnlagen so ausge-
stalten, dass sie diese der Natio-
nalbank im Fall eines ähnlichen
Bankruns in grossemUmfang als
Garantien bieten könnte.

Sollte trotz aller dieser Mass-
nahmenderKollaps derUBSdro-
hen, schlägt Ammann eine vor
übergehendeVerstaatlichungvor.
Eine solche war für die Credit
Suisse am 19.März ebenfalls eine

Option – allerdings bloss für den
Fall, dass eine Übernahme durch
die UBS nicht geklappt hätte.

Weitere Analysen folgen
AmmannsÜberlegungen fliessen
nun in dieArbeit eines Experten-
gremiums ein, das derBundesrat
nachderNotübernahmederBank
zusammengestellt hat. Der Auf-
trag lautet, sich bis Mitte August
in einem eigenen Bericht «mit
strategischen Überlegungen zur
Rolle der Banken und der staatli-
chen Rahmenbedingungen be-
züglich Stabilität des Finanzplat-
zes Schweiz» zu befassen.

Dieser Bericht wiederum
fliesst in eine Beurteilung des
Bundesrats zumUmgangmit sys-
temrelevanten Banken, die er im
April nächsten Jahres vorstellen
will. Folgt der Bundesrat dabei
denVorschlägenvonManuelAm-
mann,wird er keine grundlegen-
denVeränderungen anderGross-
bankenregulierung vornehmen.
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Keller-Sutters umstrittener Gutachter macht milde Vorschläge für die Megabank
Ausführlicher Bericht HSG-Professor Manuel Ammann spricht sich gegen eine Aufspaltung oder Boni-Beschränkungen bei der UBS aus.

Karin Keller-Sutter engagierte
Manuel Ammann. Fotos: Keystone/PD


